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Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Abschnitt 1

Errichtung und Aufgaben der Stiftung

Artikel 1

Gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung

(1) 1Die Länder kommen überein, im Zusammen-

wirken mit der Hochschulrektorenkonferenz eine ge-
meinsame Einrichtung für Hochschulzulassung zu
schaffen. 2Die gemeinsame Einrichtung wird als Stif-
tung des öffentlichen Rechts nach dem Recht des Lan-
des Nordrhein-Westfalen mit Sitz in Dortmund errich-
tet.

(2) Die Stiftung trägt die Bezeichnung „Stiftung für
Hochschulzulassung“ (im Folgenden: Stiftung).

Artikel 2

Aufgaben der Stiftung

Die Stiftung hat die Aufgabe,

1. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 2 die
die Leistungen der Stiftung in Anspruch nehmen-
den Hochschulen bei der Durchführung der Zulas-
sungsverfahren zu unterstützen,

2. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 3 das
zentrale Vergabeverfahren durchzuführen.

Artikel 3

Organe der Stiftung

1Die Organe der Stiftung, ihre Zusammensetzung,
Aufgaben und Verfahren regelt das Stiftungsgesetz.
2Dabei muss gewährleistet sein, dass

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 22. April 2009 dem zwischen dem 8. März
2008 und dem 5. Juni 2008 unterzeichneten Staatsver-
trag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrich-
tung für Hochschulzulassung zugestimmt. Der Staats-
vertrag wird nachstehend bekannt gemacht.

München, den 5. Mai 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst S e e h o f e r

2210–8–1–2–WFK

Bekanntmachung 
des Staatsvertrags über die Errichtung

einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung

Vom 5. Mai 2009

0000–0–0

Staatsvertrag
über die Errichtung

einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung



1. dem Entscheidungsorgan alle Länder angehören
und die Hochschulen mit derselben Anzahl von Mit-
gliedern vertreten sind,

2. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Nr. 1 Beschlüsse
nicht gegen die Mehrheit der Vertreter der Hoch-
schulen zustande kommen,

3. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Nr. 2 allein die
Länder stimmberechtigt sind.

Abschnitt 2

Serviceverfahren
(Abschnitt 1, Artikel 2, Nr. 1)

Artikel 4

Dienstleistungsaufgabe

(1) Nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts un-
terstützt die Stiftung die Hochschulen bei der Durch-
führung der Zulassungsverfahren insbesondere durch
die Einrichtung eines Bewerbungsportals mit Infor-
mation und Beratung der Studienbewerberinnen und 
-bewerber, Aufbereitung der Bewerberdaten, Abgleich
der Mehrfachzulassungen sowie Vermittlung von
nichtbesetzten Studienplätzen.

(2) Die Stiftung wird ermächtigt,

1. die Anzahl der Studienwünsche je Bewerberin oder
Bewerber zu beschränken, wobei die Zahl von 12
Studienwünschen nicht unterschritten werden
darf,

2. die Bewerberinnen und Bewerber zu verpflichten,
ihre Studienwünsche in eine verbindliche Reihen-
folge zu bringen.

Abschnitt 3

Zentrales Vergabeverfahren
(Abschnitt 1, Artikel 2, Nr. 2)

Artikel 5

Aufgaben im zentralen Vergabeverfahren

(1) Im zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung
die Aufgabe

1. Studienplätze für das erste Fachsemester an staatli-
chen Hochschulen in Auswahlverfahren zu verge-
ben,

2. die Hochschulen bei der Durchführung des Aus-
wahlverfahrens nach Artikel 10 Abs. 1 Nr. 3 zu un-
terstützen,

3. für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zu-
lassungszahlen zu sorgen.

(2) 1Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deut-
sche sowie für ausländische Staatsangehörige und
Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 2Deut-
schen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines ande-

ren Mitgliedstaats der Europäischen Union sowie son-
stige ausländische Staatsangehörige und Staatenlose,
die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung be-
sitzen. 3Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer
Personen mit Deutschen auf Grund zwischenstaatli-
cher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen.

Artikel 6

Kapazitätsermittlung 
und Festsetzung von Zulassungszahlen

(1) 1Für die Vergabe von Studienplätzen in Studi-
engängen, die in das zentrale Vergabeverfahren einbe-
zogen sind, sind Zulassungszahlen nach Artikel 12
Abs. 1 Nr. 8 und nach Maßgabe des Landesrechts fest-
zusetzen. 2Zulassungszahl ist die Zahl der von der ein-
zelnen Hochschule höchstens aufzunehmenden Be-
werberinnen und Bewerber in einem Studiengang.
3Sie wird auf der Grundlage der jährlichen Aufnahme-
kapazität festgesetzt. 4Zulassungszahlen dürfen nur
für einen bestimmten Zeitraum, höchstens für die
Dauer eines Jahres, festgesetzt werden.

(2)1Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass
nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben und
unter Berücksichtigung der räumlichen und fachspe-
zifischen Gegebenheiten eine erschöpfende Nutzung
der Ausbildungskapazität erreicht wird; die Qualität
in Forschung und Lehre, die geordnete Wahrnehmung
der Aufgaben der Hochschule, insbesondere in For-
schung, Lehre und Studium sowie in der Krankenver-
sorgung, sind zu gewährleisten. 2Bei der Erprobung
neuer Studiengänge und -methoden, bei der Neuord-
nung von Studiengängen und Fachbereichen und beim
Aus- oder Aufbau der Hochschulen können Zulas-
sungszahlen abweichend von Satz 1 festgesetzt wer-
den.

(3) 1Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der
Grundlage des Lehrangebots, des Ausbildungsauf-
wands und weiterer kapazitätsbestimmender Kriteri-
en ermittelt. 2Dem Lehrangebot liegen die Stellen für
das hauptamtlich tätige wissenschaftliche Personal,
soweit ihm Lehraufgaben übertragen sind, die Lehr-
aufträge und die dienstrechtlichen Lehrverpflichtun-
gen zugrunde unter Berücksichtigung festgelegter Re-
duzierungen, insbesondere im medizinischen Bereich
für Krankenversorgung und diagnostische Leistun-
gen. 3Der Ausbildungsaufwand ist durch studien-
gangspezifische Normwerte festzusetzen, die den Auf-
wand festlegen, der für die ordnungsgemäße Ausbil-
dung einer oder eines Studierenden in dem jeweiligen
Studiengang erforderlich ist. 4Bei der Festsetzung von
Normwerten sind ausbildungsrechtliche Vorschriften
sowie der Ausbildungsaufwand in gleichartigen und
vergleichbaren Studiengängen zu beachten. 5Die
Normwerte haben eine gleichmäßige und erschöpfen-
de Auslastung der Hochschulen zu gewährleisten; in
diesem Rahmen sind die Hochschulen bei der Gestal-
tung von Lehre und Studium frei. 6Die Normwerte
werden durch Rechtsverordnung festgesetzt. 7Weitere
kapazitätsbestimmende Kriterien sind insbesondere
die räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätz-
liche Belastungen auf Grund der bisherigen Entwick-
lung der Studienanfängerzahl und der Zahl der Stu-
dierenden, die Ausstattung mit nichtwissenschaftli-
chem Personal, das Verbleibeverhalten der Studieren-
den (Schwund) und die besonderen Gegebenheiten in
den medizinischen Studiengängen, insbesondere eine
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ausreichende Zahl von für die Lehre geeigneten Pati-
entinnen und Patienten.

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt
die Hochschule der zuständigen Landesbehörde einen
Bericht mit ihren Kapazitätsberechnungen vor.

(5) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität
gemäß Absatz 3 bleiben Maßnahmen zum Ausgleich
zusätzlicher Belastungen auf Grund der bisherigen
Entwicklung der Studienanfängerzahl und der Zahl
der Studierenden unberücksichtigt; sie sind gesondert
auszuweisen.

Artikel 7

Einbeziehung von Studiengängen

(1) 1In das zentrale Vergabeverfahren ist ein Studi-
engang zum frühestmöglichen Zeitpunkt einzubezie-
hen, wenn für ihn für alle staatlichen Hochschulen Zu-
lassungszahlen festgesetzt sind und zu erwarten ist,
dass die Bewerberzahl die Gesamtzahl der zur Verfü-
gung stehenden Studienplätze übersteigt, soweit nicht
wegen der Art der Zugangsvoraussetzungen oder der
Auswahlmaßstäbe den Hochschulen die Entscheidung
vorbehalten wird. 2Das Gleiche gilt, wenn aus anderen
Gründen eine zentrale Vergabe der Studienplätze
sinnvoll ist.

(2) Bei der Einbeziehung eines Studiengangs in das
zentrale Vergabeverfahren ist insbesondere festzule-
gen,

1. für welchen Bewerberkreis die Einbeziehung gilt,

2. für welche Fälle den Hochschulen die Entscheidung
vorbehalten bleibt.

(3) In den einbezogenen Studiengängen findet ein
Auswahlverfahren nach Artikel 8 bis 10 statt.

(4) 1Die Einbeziehung eines Studiengangs in das
zentrale Vergabeverfahren kann befristet werden. 2Die
Einbeziehung ist aufzuheben, wenn die Voraussetzun-
gen dafür entfallen sind oder ein Bedürfnis für eine
zentrale Vergabe der Studienplätze nicht mehr be-
steht.

Artikel 8

Auswahlverfahren

(1) 1In einem Auswahlverfahren werden die Bewer-
berinnen und Bewerber nach den Artikeln 9 und 10 so-
wie nach Absatz 4 ausgewählt. 2Bei den Bewerbungen
für diese Studienplätze dürfen sechs Ortswünsche in
einer Rangliste angegeben werden. 3Die ausgewählten
Bewerberinnen und Bewerber werden in den Fällen
des Artikels 10 Abs. 1 Nr. 3 von der Hochschule zuge-
lassen. 4Im Übrigen werden sie den einzelnen Hoch-
schulen möglichst nach ihren Ortswünschen und, so-
weit notwendig, in den Fällen des Artikels 10 Abs. 1 
Nr. 1 vor allem nach dem Grad der nachgewiesenen
Qualifikation für das gewählte Studium, in allen ande-
ren Fällen vor allem nach den für die Ortswahl maßge-
benden sozialen, insbesondere familiären und wirt-
schaftlichen Gründen zugewiesen. 5Ist danach im Ein-
zelfall keine Zulassung möglich, rückt die rangnächste
Bewerberin oder der rangnächste Bewerber der jewei-

ligen Gruppe nach, sofern sie oder er sich für eine
Hochschule beworben hat, an der noch Studienplätze
frei sind.

(2) Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen kei-
ne Nachteile entstehen

1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel
12a des Grundgesetzes und der Übernahme solcher
Dienstpflichten und entsprechender Dienstleistun-
gen auf Zeit bis zur Dauer von drei Jahren,

2. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Entwick-
lungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549)
in der jeweils geltenden Fassung,

3. aus der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres
nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen
sozialen Jahres vom 17. August 1964 (BGBl. I S. 640)
in der jeweils geltenden Fassung oder aus der Ableis-
tung eines freiwilligen ökologischen Jahres nach
dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologi-
schen Jahres vom 17. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2118)
in der jeweils geltenden Fassung oder im Rahmen ei-
nes von der Bundesregierung geförderten Modell-
projektes,

4. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18
Jahren oder einer pflegebedürftigen Person aus dem
Kreis der sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von
drei Jahren.

(3) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr
vollendet hat, wird an einem Auswahlverfahren nur
beteiligt, wenn für das beabsichtigte Studium unter
Berücksichtigung der persönlichen Situation schwer-
wiegende wissenschaftliche oder berufliche Gründe
sprechen.

(4) Studienplätze nach Artikel 11 Abs. 3, bei denen
die Zulassung auf den ersten Teil des Studiengangs be-
schränkt ist, weil das Weiterstudium an einer deut-
schen Hochschule nicht gewährleistet ist, können auch
durch das Los vergeben werden.

Artikel 9

Vorabquoten

(1) 1In einem Auswahlverfahren sind bis zu zwei
Zehntel der zur Verfügung stehenden Studienplätze
vorzubehalten für:

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ableh-
nung des Zulassungsantrages eine außergewöhnli-
che Härte bedeuten würde,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund
entsprechender Vorschriften verpflichtet haben,
ihren Beruf in Bereichen besonderen öffentlichen
Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose,
soweit sie nicht Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die in einem noch
nicht abgeschlossenen Studiengang die Qualifikati-
on für das gewählte Studium erworben haben,

5. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studi-
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um in einem anderen Studiengang abgeschlossen
haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein Zweit-
studium),

6. in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über
keine sonstige Studienberechtigung verfügen.

2Die Quote nach Satz 1 Nr. 6 soll nur gebildet werden,
wenn zu erwarten ist, dass der Anteil der ihr unterfal-
lenden Bewerberinnen und Bewerber an der Bewerber-
gesamtzahl mindestens eins vom Hundert beträgt;
wird die Quote nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung
am Verfahren nach Artikel 10.

(2) 1Die Quoten nach Absatz 1 Satz 1 können für die
Studienplätze je Studienort oder für die Gesamtzahl
aller Studienplätze gebildet werden. 2Daneben kann
bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze
für die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 bis
6 an der Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerber-
gruppe nicht größer sein darf als der Anteil der jewei-
ligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl.
3Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus der
Quote nach Absatz 1 Nr. 3 werden nach Artikel 10 Abs. 1
Nr. 3 vergeben. 4Nicht in Anspruch genommene Studi-
enplätze aus den Quoten nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und
6 werden nach Artikel 10 Abs. 1 Nr. 2 vergeben.

(3) 1Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn
besondere, vor allem soziale und familiäre Gründe in
der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die so-
fortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern.
2Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden
Umständen daran gehindert gewesen zu sein, einen für
die Berücksichtigung bei der Auswahl nach Artikel 10
Abs. 1 Nr. 1 und 2 besseren Wert zu erreichen, wird mit
dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Studien-
plätze in diesen Quoten beteiligt.

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 4 werden nach dem Grad der Qualifikation
ausgewählt.

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 5 werden nach den Prüfungsergebnissen des
Erststudiums und nach den für die Bewerbung für ein
weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt.

(6) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 6 werden in erster Linie unter Qualifikati-
onsgesichtspunkten  ausgewählt.

(7) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zu-
gelassen werden; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt un-
berührt.

Artikel 10

Hauptquoten

(1) 1Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug
der Studienplätze nach Artikel 9 verbleibenden Studi-
enplätze nach folgenden Grundsätzen vergeben:

1. zu einem Fünftel der Studienplätze an jeder Hoch-
schule durch die Stiftung nach dem Grad der Quali-
fikation für das gewählte Studium. Qualifikations-
grade, die nur geringfügig voneinander abweichen,
können als ranggleich behandelt werden. Die Län-

der tragen dafür Sorge, dass die Nachweise inner-
halb eines Landes und im Verhältnis der Länder un-
tereinander hinsichtlich der jeweiligen Anforde-
rungen und Bewertungen vergleichbar sind. Solan-
ge die Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder
untereinander nicht gewährleistet ist, werden für
die Auswahl der Studienbewerberinnen und -be-
werber Landesquoten gebildet. Die Quote eines
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem
Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberinnen und
Bewerber für den betreffenden Studiengang (Be-
werberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem An-
teil an der Gesamtzahl der Achtzehn- bis unter Ein-
undzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die
Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden die
sich danach ergebenden Quoten um drei Zehntel er-
höht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils wer-
den nur Personen berücksichtigt, die eine Hoch-
schulzugangsberechtigung besitzen, die von allen
Ländern gegenseitig anerkannt ist;

2. zu einem Fünftel der Studienplätze nach der Dauer
der Zeit seit dem Erwerb der Qualifikation für den
gewählten Studiengang (Wartezeit). Zeiten eines
Studiums an einer deutschen Hochschule werden
auf die Wartezeit nicht angerechnet;

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergeb-
nis eines Auswahlverfahrens. Die jeweilige Hoch-
schule vergibt die Studienplätze in diesem Verfah-
ren nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts ins-
besondere

a) nach dem Grad der Qualifikation,

b) nach den gewichteten Einzelnoten der Qualifika-
tion für das gewählte Studium, die über die fach-
spezifische Eignung Auskunft geben,

c) nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Stu-
dierfähigkeitstests,

d) nach der Art einer Berufsausbildung oder Beruf-
stätigkeit,

e) nach dem Ergebnis eines von der Hochschule
durchzuführenden Gesprächs mit den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern, das Aufschluss über die
Motivation der Bewerberin oder des Bewerbers
und über die Identifikation mit dem gewählten
Studium und dem angestrebten Beruf geben so-
wie zur Vermeidung von Fehlvorstellungen über
die Anforderungen des Studiums dienen soll,

f) auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach
den Buchstaben a bis e.

2Bei der Auswahlentscheidung muss dem Grad der
Qualifikation ein maßgeblicher Einfluss gegeben wer-
den. 3Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
am Auswahlverfahren kann begrenzt werden. 4In die-
sem Fall entscheidet die Hochschule über die Teilnah-
me nach einem der in Satz 2 Buchstabe a bis d genann-
ten Maßstäbe, nach dem Grad der Ortspräferenz oder
nach einer Verbindung dieser Maßstäbe. 5Bewerberin-
nen und Bewerber, die nach Nummer 1 oder 2 ausge-
wählt wurden, nehmen am Auswahlverfahren nicht
teil.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 kann bei
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Ranggleichheit eine Verbindung der Maßstäbe nach
Absatz 1 Nr. 1 und 2 vorgesehen werden.

(3) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2
nach Anwendung der Absätze 1 und 2 Ranggleichheit,
wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis
nach Artikel 8 Abs. 2 angehört. 2Besteht danach noch
Ranggleichheit, kann eine Entscheidung durch das Los
vorgesehen werden.

(4) Aus den Quoten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 nicht
in Anspruch genommene Studienplätze werden nach
Absatz 1 Nr. 3 vergeben.

Artikel 11

Verfahrensvorschriften

(1) 1Wer nach Artikel 10 Abs. 1 Nr. 3 von einer Hoch-
schule ausgewählt worden ist, wird von der Hochschu-
le zugelassen. 2Wer nicht ausgewählt worden ist, erhält
von der Hochschule einen auf die Auswahl in ihrem
Verfahren beschränkten Ablehnungsbescheid. 3Ein
Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der Hoch-
schulen findet nicht statt.

(2) Die Stiftung ermittelt in den Quoten nach Artikel
9 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6, Artikel 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2
sowie Artikel 8 Abs. 4 auf Grund der Bewerbungsun-
terlagen nach den jeweiligen Zulassungsbestimmun-
gen, an welcher Hochschule eine Zulassung erfolgen
kann und erlässt den Zulassungsbescheid.

(3) Soweit an einer Hochschule für den ersten Teil ei-
nes Studiengangs eine höhere Ausbildungskapazität
als für spätere Teile dieses Studiengangs besteht, wird
die Zulassung auf den ersten Teil des Studiengangs be-
schränkt.

(4) Die Hochschule ist verpflichtet, die von der Stif-
tung Zugelassenen einzuschreiben, wenn die übrigen
Einschreibvoraussetzungen vorliegen.

(5) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der
Stiftung über die Zulassungsanträge findet nicht statt.

(6) 1Beruht die Zulassung durch die Hochschule
oder die Stiftung auf falschen Angaben im Zulas-
sungsantrag, wird sie zurückgenommen; ist die Zulas-
sung sonst fehlerhaft, kann sie zurückgenommen wer-
den. 2Nach Ablauf eines Jahres ist die Rücknahme der
Zulassung durch die Stiftung ausgeschlossen.

(7) Die Stiftung ist nach Maßgabe der Rechtsverord-
nungen nach Artikel 12 berechtigt, Versicherungen an
Eides statt zu verlangen und abzunehmen.

Artikel 12

Rechtsverordnungen

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnun-
gen die Einzelheiten des Verfahrens und der dabei an-
zuwendenden inhaltlichen Kriterien, insbesondere:

1. die Auswahlkriterien (Artikel 8 und 9 sowie 10 Abs. 1
Nr. 1 und 2),

2. die Quoten nach Artikel 9 Abs. 1,

3. den Ablauf des Bewerbungsverfahrens, insbesonde-
re die Fälle, in denen Bewerbungen an die Stiftung
zu richten sind, einschließlich der Fristen; dabei
kann die Verpflichtung zur elektronischen Antrag-
stellung vorgesehen werden,

4. den Ablauf des Vergabeverfahrens sowie die Verga-
be nicht in Anspruch genommener oder aus anderen
Gründen frei gebliebener Plätze auch an Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die die Fristen versäumt ha-
ben,

5. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 8 Abs. 4,

6. die Einbeziehung und die Aufhebung der Einbezie-
hung von Studiengängen,

7. die Normwerte sowie die Kapazitätsermittlung
nach Artikel 6,

8. die Festsetzung von Zulassungszahlen nach Artikel 6,
soweit das Landesrecht dafür keine andere Rechts-
form vorsieht,

9. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen
auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen
nach Artikel 5 Abs. 2 Satz 3.

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Ab-
satz 1 müssen übereinstimmen, soweit dies für eine
zentrale Vergabe der Studienplätze notwendig ist.

Artikel 13

Beschlussfassung

(1) Die Stiftung beschließt über

1. Vorschläge für die von den Ländern zu erlassenden
Rechtsverordnungen (Artikel 12), 

2. die Einbeziehung von Studiengängen in das zentra-
le Vergabeverfahren (Artikel 7 Abs. 1),

3. die Aufhebung der Einbeziehung (Artikel 7 Abs. 4).

(2) 1In diesen Angelegenheiten ist das Entschei-
dungsorgan der Stiftung beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte der Vertreterinnen und Vertreter der
Länder anwesend ist. 2Ein Land kann die Vertreterin
oder den Vertreter eines anderen Landes zur Ausübung
des Stimmrechts ermächtigen.

(3) 1In Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 ist eine
Mehrheit von drei Viertel der Stimmen der Länder-
vertreterinnen und Ländervertreter erforderlich. 2Im
Falle des Absatzes 1 Nr. 3 genügt die Mehrheit der
Stimmen der Ländervertreterinnen und Ländervertre-
ter. 

Artikel 14

Staatlich anerkannte Hochschulen

1Staatlich anerkannte Hochschulen können auf An-
trag des Landes mit Zustimmung des Trägers in das
zentrale Vergabeverfahren einbezogen werden. 2Die
Entscheidung trifft die Stiftung. 3Öffentliche nicht-
staatliche Fachhochschulen gelten als staatlich aner-
kannte Hochschulen im Sinne dieses Staatsvertrages.
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Abschnitt 4

Finanzierung, Ordnungswidrigkeiten, 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 15

Finanzierung

(1) Die Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 1 erfüllt die Stif-
tung im Auftrag der Hochschulen und auf deren Ko-
sten.

(2) 1Zur Durchführung der Aufgaben nach Artikel 2
Nr. 2 verpflichten sich die Länder, der Stiftung die er-
forderlichen Mittel als Zuschuss zur Verfügung zu stel-
len. 2Der Betrag wird von den Ländern nach dem Kö-
nigsteiner Schlüssel in der jeweils geltenden Fassung
aufgebracht. 3Der Wirtschaftsplan der Stiftung bedarf
der Zustimmung der Finanzministerkonferenz mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln. 4Die Anteilsbeträge
der Länder werden im Laufe eines jeden Haushaltsjah-
res in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und zum 1. Juni
nach den Ansätzen des Wirtschaftsplans fällig. 5Über-
und Minderzahlungen gegenüber dem sich nach der
Jahresrechnung ergebenden Finanzbedarf werden bei
dem zweiten Teilbetrag des folgenden Haushaltsjahres
ausgeglichen.

Artikel 16

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewer-
bung gegenüber der Stiftung vorsätzlich oder fahrläs-
sig falsche Angaben über die für die Vergabe der Stu-
dienplätze maßgeblichen Daten macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist die Stiftung.

Artikel 17

Auflösung der Zentralstelle

(1) 1Mit der Errichtung der Stiftung ist die gemäß
Artikel 1 Abs. 1 des Staatsvertrags über die Vergabe
von Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 errichtete
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen (im
Folgenden: Zentralstelle) aufgelöst. 2Aufgaben, Rech-
te und Verbindlichkeiten der Zentralstelle gehen auf
die Stiftung über. 3Die Übernahme des Personals und
des Vermögens der Zentralstelle durch die Stiftung
richtet sich nach dem für die Länder unmittelbar gel-
tenden Bundesbeamtenrecht und dem Recht des Sitz-
landes. 4Die Planstellen der Zentralstelle verbleiben
bis zu ihrem Freiwerden als Planstellen ohne Besol-
dungsaufwand im Haushalt des Sitzlandes, das die
darauf geführten Beamtinnen und Beamten zur Tätig-
keit bei der Stiftung zuweist. 5Die Einzelheiten regelt
das Stiftungsgesetz.

(2) 1Die Stiftung erstattet im Rahmen des jährlichen
Wirtschaftplans die Kosten für bereits vorhandene und

zukünftige Versorgungsempfänger. 2Nach einer Über-
gangszeit von drei Jahren nach Einrichtung der Stif-
tung müssen Einnahmen, die für die Erfüllung der
Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 1 erzielt werden, auch in
dem Umfang zur Deckung der Versorgungslasten her-
angezogen werden, in dem das Personal Aufgaben
nach Artikel 2 Nr. 1 wahrnimmt.

Artikel 18

Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Tag des Monats
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die letzte Ra-
tifikationsurkunde bei der Staatskanzlei des Sitzlan-
des der Stiftung hinterlegt ist. 2Er findet erstmals auf
das nach seinem Inkrafttreten unmittelbar nachfol-
gende Vergabeverfahren Anwendung. 3Der Staatsver-
trag über die Vergabe von Studienplätzen vom 22. Juni
2006 tritt mit Abschluss des Vergabeverfahrens außer
Kraft, das dem Vergabeverfahren nach Satz 2 voran-
geht.

(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch
schriftliche Erklärung gegenüber den übrigen vertrag-
schließenden Ländern zum Schluss eines Kalenderjah-
res mit einer Frist von einem Jahr gekündigt werden.

(3) 1Nach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrages
ist die Stiftung aufzulösen. 2Bedienstete, die nach Auf-
lösung der Zentralstelle der Stiftung zugewiesen oder
von dieser übernommen wurden und die nicht durch
Kündigung entlassen werden können, sind nach Mög-
lichkeit von den Ländern in geeignete Verwaltungsbe-
reiche zu übernehmen. 3Die Vorschriften des Sitzlan-
des über die beamtenrechtlichen Folgen bei Auflösung
von Behörden bleiben unberührt. 4Die Länder sind
verpflichtet, dem Sitzland alle in Ausführung dieses
Staatsvertrages entstehenden Aufwendungen für Ver-
pflichtungen, die über das Ende dieses Staatsvertrages
hinaus bestehen bleiben, anteilig nach Maßgabe des
Königsteiner Schlüssels zu erstatten. 5Über die Ver-
wendung des von der Stiftung von der Zentralstelle
übernommenen Vermögens beschließen die Kultusmi-
nisterkonferenz und die Finanzministerkonferenz der
Länder mit einer Mehrheit von jeweils zwei Dritteln
der Stimmen.

Für das Land Baden-Württemberg
Stuttgart, den 5. Juni 2008     

Günther H.  O e t t i n g e r

Für den Freistaat Bayern
München, den 14. April 2008

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Für das Land Berlin
Berlin, den 10. April 2008

Klaus  W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg
Potsdam, den 10. April 2008

Matthias  P l a t z e c k
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Für die Freie Hansestadt Bremen
Bremen, den 28. April 2008

Jens  B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Hamburg, den 12. April 2008

Ole von  B e u s t

Für das Land Hessen
Wiesbaden, den 5. April 2008

Roland  K o c h

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Schwerin, den 27. Mai 2008

Dr. Harald  R i n g s t o r f f

Für das Land Niedersachsen
Hannover, den 6. April 2008

Christian  W u l f f

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Düsseldorf, den 10. April 2008

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Für das Land Rheinland-Pfalz
Mainz, den 16. April 2008

Kurt  B e c k

Für das Saarland
Saarbrücken, den 8. März 2008

Peter  M ü l l e r

Für den Freistaat Sachsen
Dresden, den 10. April 2008

Prof. Dr. Georg  M i l b r a d t

Für das Land Sachsen-Anhalt
Magdeburg, den 7. April 2008

Prof. Dr. Wolfgang  B ö h m e r

Für das Land Schleswig-Holstein
Kiel, den 15. April 2008

Peter Harry  C a r s t e n s e n

Für den Freistaat Thüringen
Erfurt, den 9. April 2008

Dieter  A l t h a u s
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 22. April 2009 dem am 18. Dezember 2008
unterzeichneten Zwölften Staatsvertrag zur Ände-
rung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Zwölfter
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) zugestimmt. Der
Staatsvertrag wird nachstehend bekannt gemacht.

München, den 5. Mai 2009

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst S e e h o f e r

Bekanntmachung 
des Zwölften Staatsvertrags

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zwölfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 5. Mai 2009

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991,
zuletzt geändert durch den Zehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 19. Dezember 2007, wird wie
folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) § 3 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 3 Allgemeine Grundsätze“.

b) Es werden folgende neue §§ 11a bis f eingefügt:

„§ 11a Angebote

§ 11b Fernsehprogramme

§ 11c Hörfunkprogramme

§ 11d Telemedien
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§ 11e Satzungen, Richtlinien, Berichtspflich-
ten

§ 11f Telemedienkonzepte sowie neue oder
veränderte Telemedien“.

c) Es werden folgende neue §§ 16a bis e eingefügt:

„§ 16a Kommerzielle Tätigkeiten

§ 16b Beteiligung an Unternehmen

§ 16c Kontrolle der Beteiligung an Unterneh-
men

§ 16d Kontrolle der kommerziellen Tätigkei-
ten

§ 16e Haftung für kommerziell tätige Beteili-
gungsunternehmen“.

d) Der bisherige § 16a wird der neue § 16f.

e) § 19 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 19 Versorgungsauftrag“.

f) § 19a wird wie folgt neu gefasst:

„§ 19a Veröffentlichung von Beanstandun-
gen“.

g) Es wird folgender neuer § 20b eingefügt:

„§ 20b Hörfunk im Internet“.

2. In § 1 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Bestimmungen des I. und III. Ab-
schnitts dieses Staatsvertrages gelten für Tele-
shoppingkanäle nur, sofern dies ausdrücklich be-
stimmt ist.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Rundfunk ist ein linearer Informations-
und Kommunikationsdienst; er ist die für
die Allgemeinheit und zum zeitgleichen
Empfang bestimmte Veranstaltung und
Verbreitung von Angeboten in Bewegtbild
oder Ton entlang eines Sendeplans unter
Benutzung elektromagnetischer Schwin-
gungen.“

bb) In Satz 2 wird das Wort „Darbietungen“
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

cc) Satz 4 wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es werden folgende neue Nummern 1 und 2
eingefügt:

„1. Rundfunkprogramm eine nach einem
Sendeplan zeitlich geordnete Folge von
Inhalten,

2. Sendung ein inhaltlich zusammenhän-
gender, geschlossener, zeitlich begrenz-
ter Teil eines Rundfunkprogramms,“.

bb) Die bisherigen Nummern 1 bis 7 werden die
neuen Nummern 3 bis 9.

cc) Die bisherige Nummer 8 wird die neue
Nummer 10 und es werden nach dem Wort
„Entgelt“ die Wörter „in Form von Tele-
shoppingkanälen, -fenstern und -spots“
eingefügt.

dd) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden
die neuen Nummern 11 und 12.

ee) Die bisherige Nummer 11 wird die neue
Nummer 13 und der Punkt durch ein Kom-
ma ersetzt.

ff) Es werden folgende neue Nummern 14 bis
19 angefügt:

„14. unter Information insbesondere Fol-
gendes zu verstehen: Nachrichten und
Zeitgeschehen, politische Informati-
on, Wirtschaft, Auslandsberichte, Re-
ligiöses, Sport, Regionales, Gesell-
schaftliches, Service und Zeitge-
schichtliches,

15. unter Bildung insbesondere Folgen-
des zu verstehen: Wissenschaft und
Technik, Alltag und Ratgeber, Theolo-
gie und Ethik, Tiere und Natur, Gesell-
schaft, Kinder und Jugend, Erzie-
hung, Geschichte und andere Länder,

16. unter Kultur insbesondere Folgendes
zu verstehen: Bühnenstücke, Musik,
Fernsehspiele, Fernsehfilme und Hör-
spiele, bildende Kunst, Architektur,
Philosophie und Religion, Literatur
und Kino,

17. unter Unterhaltung insbesondere Fol-
gendes zu verstehen: Kabarett und
Comedy, Filme, Serien, Shows, Talk-
Shows, Spiele, Musik,

18. unter sendungsbezogenen Telemedien
zu verstehen: Angebote, die der Auf-
bereitung von Inhalten aus einer kon-
kreten Sendung einschließlich Hin-
tergrundinformationen dienen soweit
auf für die jeweilige Sendung genutz-
te Materialien und Quellen zurückge-
griffen wird und diese Angebote the-
matisch und inhaltlich die Sendung
unterstützend vertiefen und beglei-
ten, ohne jedoch bereits ein eigenstän-
diges neues oder verändertes Angebot
nach § 11f Abs. 3 darzustellen,

19. ein presseähnliches Angebot nicht nur
elektronische Ausgaben von Printme-
dien, sondern alle journalistisch-re-
daktionell gestalteten Angebote, die
nach Gestaltung und Inhalt Zeitungen
oder Zeitschriften entsprechen.“
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c) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Kein Rundfunk sind Angebote, die

1. jedenfalls weniger als 500 potenziellen Nut-
zern zum zeitgleichen Empfang angeboten
werden,

2. zur unmittelbaren Wiedergabe aus Spei-
chern von Empfangsgeräten bestimmt sind,

3. ausschließlich persönlichen oder familiären
Zwecken dienen,

4. nicht journalistisch-redaktionell gestaltet
sind,

5. aus Sendungen bestehen, die jeweils gegen
Einzelentgelt freigeschaltet werden oder

6. Eigenwerbekanäle sind.“

4. § 3 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 3

Allgemeine Grundsätze

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundes-
republik Deutschland (ARD) zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das Zweite
Deutsche Fernsehen (ZDF), das Deutschlandradio
und alle Veranstalter bundesweit verbreiteter
Rundfunkprogramme haben in ihren Angeboten
die Würde des Menschen zu achten und zu schüt-
zen; die sittlichen und religiösen Überzeugungen
der Bevölkerung sind zu achten. Die Angebote sol-
len dazu beitragen, die Achtung vor Leben, Frei-
heit und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben
und Meinungen anderer zu stärken. Weitergehen-
de landesrechtliche Anforderungen an die Gestal-
tung der Angebote sowie § 41 dieses Staatsvertra-
ges bleiben unberührt.

(2) Die Veranstalter nach Absatz 1 Satz 1 sollen
über ihr bereits bestehendes Engagement hinaus
im Rahmen ihrer technischen und finanziellen
Möglichkeiten barrierefreie Angebote vermehrt
aufnehmen.“

5. In § 6 Abs. 4 Satz 1 wird der Punkt durch ein Kom-
ma ersetzt und folgender neuer Halbsatz angefügt:

„ohne dass unmittelbar eine Gegenleistung erfol-
gen muss.“

6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 ange-
fügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Teleshop-
ping.“

b) In Absatz 6 wird folgender neuer Satz 3 ange-
fügt:

„Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Teleshop-
ping.“

7. In § 8 wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:

„(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten auch für Tele-
shoppingkanäle.“

8. In § 8a wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Tele-
shoppingkanäle.“

9. In § 9 Abs. 3 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„Satz 1 gilt auch für Teleshoppingkanäle.“

10. In § 9b wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„Satz 1 gilt auch für Teleshoppingkanäle.“

11. § 11 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 11

Auftrag

(1) Auftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten ist, durch die Herstellung und Verbrei-
tung ihrer Angebote als Medium und Faktor des
Prozesses freier individueller und öffentlicher
Meinungsbildung zu wirken und dadurch die de-
mokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnis-
se der Gesellschaft zu erfüllen. Die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten haben in ihren
Angeboten einen umfassenden Überblick über das
internationale, europäische, nationale und regio-
nale Geschehen in allen wesentlichen Lebensbe-
reichen zu geben. Sie sollen hierdurch die interna-
tionale Verständigung, die europäische Integrati-
on und den gesellschaftlichen Zusammenhalt in
Bund und Ländern fördern. Ihre Angebote haben
der Bildung, Information, Beratung und Unterhal-
tung zu dienen. Sie haben Beiträge insbesondere
zur Kultur anzubieten. Auch Unterhaltung soll ei-
nem öffentlich-rechtlichen Angebotsprofil ent-
sprechen.

(2) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten haben bei der Erfüllung ihres Auftrags die
Grundsätze der Objektivität und Unparteilichkeit
der Berichterstattung, die Meinungsvielfalt sowie
die Ausgewogenheit ihrer Angebote zu berück-
sichtigen.“

12. Es werden folgende neue §§ 11a bis f eingefügt:

„§ 11a

Angebote

(1) Angebote des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks sind Rundfunkprogramme (Hörfunk- und
Fernsehprogramme) und Telemedien nach Maßga-
be dieses Staatsvertrages und der jeweiligen lan-
desrechtlichen Regelungen. Der öffentlich-recht-
liche Rundfunk kann programmbegleitend Druck-
werke mit programmbezogenem Inhalt anbieten.

(2) Rundfunkprogramme, die über unterschied-
liche Übertragungswege zeitgleich verbreitet wer-
den, gelten zahlenmäßig als ein Angebot.
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§ 11b

Fernsehprogramme

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten veranstalten gemein-
sam folgende Fernsehprogramme:

1. das Vollprogramm „Erstes Deutsches Fernse-
hen (Das Erste)“,

2. drei Programme als Zusatzangebote nach Maß-
gabe der als Anlage beigefügten Konzepte, und
zwar die Programme

a) „EinsExtra“,

b) „EinsPlus“ und

c) „EinsFestival“.

(2) Folgende Fernsehprogramme von einzelnen
oder mehreren in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten werden nach Maß-
gabe ihres jeweiligen Landesrechts veranstaltet:

1. die Dritten Fernsehprogramme einschließlich
regionaler Auseinanderschaltungen, und zwar
jeweils

a) des Bayerischen Rundfunks (BR),

b) des Hessischen Rundfunks (HR),

c) des Mitteldeutschen Rundfunks (MDR),

d) des Norddeutschen Rundfunks (NDR),

e) von Radio Bremen (RB),

f) vom Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB),

g) des Südwestrundfunks (SWR),

h) des Saarländischen Rundfunks (SR) und

i) des Westdeutschen Rundfunks (WDR),

2. das Spartenprogramm „BR-alpha“ mit dem
Schwerpunkt Bildung.

(3) Das ZDF veranstaltet folgende Fernsehpro-
gramme:

1. das Vollprogramm „Zweites Deutsches Fernse-
hen (ZDF)“,

2. drei Programme als Zusatzangebote nach Maß-
gabe der als Anlage beigefügten Konzepte, und
zwar die Programme

a) „ZDFinfokanal“,

b) „ZDFkulturkanal“ und

c) „ZDF-Familienkanal“.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das ZDF veran-
stalten gemeinsam folgende Fernsehprogramme:

1. das Vollprogramm „3sat“ mit kulturellem
Schwerpunkt unter Beteiligung öffentlich-
rechtlicher europäischer Veranstalter,

2. das Vollprogramm „arte - Der Europäische Kul-
turkanal“ unter Beteiligung öffentlich-rechtli-
cher europäischer Veranstalter,

3. das Spartenprogramm „PHOENIX - Der Ereig-
nis- und Dokumentationskanal“ und

4. das Spartenprogramm „KI.KA - Der Kinderka-
nal“.

(5) Die analoge Verbreitung eines bislang aus-
schließlich digital verbreiteten Programms ist un-
zulässig.

§ 11c

Hörfunkprogramme

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten veranstalten Hörfunk-
programme einzeln oder zu mehreren für ihr jewei-
liges Versorgungsgebiet auf Grundlage des jewei-
ligen Landesrechts; bundesweit ausgerichtete
Hörfunkprogramme finden nicht statt. Aus-
schließlich im Internet verbreitete Hörfunkpro-
gramme sind nur nach Maßgabe eines nach § 11f
durchgeführten Verfahrens zulässig.

(2) Die Gesamtzahl der terrestrisch verbreiteten
Hörfunkprogramme der in der ARD zusammenge-
schlossenen Rundfunkanstalten darf die Zahl der
zum 1. April 2004 terrestrisch verbreiteten Hör-
funkprogramme nicht übersteigen. Das jeweilige
Landesrecht kann vorsehen, dass terrestrisch ver-
breitete Hörfunkprogramme gegen andere terre-
strisch verbreitete Hörfunkprogramme, auch ge-
gen ein Kooperationsprogramm, ausgetauscht
werden, wenn dadurch insgesamt keine Mehrkos-
ten entstehen und sich die Gesamtzahl der Pro-
gramme nicht erhöht. Kooperationsprogramme
werden jeweils als ein Programm der beteiligten
Anstalten gerechnet. Regionale Auseinander-
schaltungen von Programmen bleiben unberührt.
Der Austausch eines in digitaler Technik verbrei-
teten Programms gegen ein in analoger Technik
verbreitetes Programm ist nicht zulässig.

(3) Das Deutschlandradio veranstaltet folgende
Hörfunkprogramme mit den Schwerpunkten in
den Bereichen Information, Bildung und Kultur:

1. das Programm „Deutschlandfunk“,

2. das Programm „Deutschlandradio Kultur“,

3. das in digitaler Technik verbreitete Programm
„DRadio Wissen“ nach Maßgabe des als Anlage
beigefügten Konzepts, insbesondere unter
Rückgriff auf die Möglichkeiten nach § 5 Abs. 2
des Deutschlandradio-Staatsvertrages; die in
der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten kooperieren hierzu mit dem
Deutschlandradio,

4. ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunk-
programme mit Inhalten aus den in Nummern 1
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bis 3 aufgeführten Programmen nach Maßgabe
eines nach § 11f durchgeführten Verfahrens.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das Deutschland-
radio veröffentlichen in den amtlichen Verkün-
dungsblättern der Länder jährlich, erstmals zum
1. Januar 2010, eine Auflistung der von allen An-
stalten insgesamt veranstalteten Hörfunkpro-
gramme.

§ 11d

Telemedien

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio bieten Telemedien an, die jour-
nalistisch-redaktionell veranlasst und journali-
stisch-redaktionell gestaltet sind.

(2) Der Auftrag nach Absatz 1 umfasst das An-
gebot von

1. Sendungen ihrer Programme auf Abruf bis zu
sieben Tage nach deren Ausstrahlung, Sendun-
gen auf Abruf von Großereignissen gemäß § 4
Abs. 2 sowie von Spielen der 1. und 2. Fußball-
Bundesliga bis zu 24 Stunden danach,

2. inhaltlich und zeitlich bis zu sieben Tage da-
nach auf eine konkrete Sendung bezogenen
Telemedien soweit auf für die jeweilige Sen-
dung genutzte Materialien und Quellen zurück-
gegriffen wird und diese Telemedien thematisch
und inhaltlich die Sendung unterstützend ver-
tiefen und begleiten, ohne jedoch bereits ein ei-
genständiges Telemedienangebot nach § 11f
Abs. 3 darzustellen; diese sendungsbezogenen
Telemedien sind in Telemedienkonzepten ent-
sprechend § 11f Abs. 1 zu beschreiben; Vor-
ankündigungen sind zulässig,

3. Sendungen und sendungsbezogenen Telemedi-
en nach Ablauf der Fristen nach Nummer 1 
1. Halbsatz und Nummer 2 sowie von nichtsen-
dungsbezogenen Telemedien nach Maßgabe ei-
nes nach § 11f durchgeführten Verfahrens; in
den Telemedienkonzepten ist angebotsabhän-
gig eine Befristung für die Verweildauer vorzu-
nehmen; nichtsendungsbezogene presseähnli-
che Angebote sind nicht zulässig und

4. zeitlich unbefristeten Archiven mit zeit- und
kulturgeschichtlichen Inhalten nach Maßgabe
der gemäß § 11f zu erstellenden Telemedienkon-
zepte. 

Im Übrigen bleiben Angebote nach Maßgabe der
§§ 16a bis e unberührt.

(3) Durch die Telemedienangebote soll allen Be-
völkerungsgruppen die Teilhabe an der Informa-
tionsgesellschaft ermöglicht, Orientierungshilfe
geboten sowie die technische und inhaltliche Me-
dienkompetenz aller Generationen und von Min-
derheiten gefördert werden. Bei sendungsbezoge-
nen Telemedien muss der zeitliche und inhaltliche
Bezug zu einer bestimmten Sendung im jeweiligen
Telemedienangebot ausgewiesen werden.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio bieten ihre Angebote in elektro-
nischen Portalen an und fassen ihre Programme
unter elektronischen Programmführern zusammen.

(5) Werbung und Sponsoring sind in Telemedien
nicht zulässig. Das Angebot auf Abruf von ange-
kauften Spielfilmen und angekauften Folgen von
Fernsehserien, die keine Auftragsproduktionen
sind, ist nicht zulässig. Eine flächendeckende lo-
kale Berichterstattung in Telemedien ist nicht
zulässig. Die in der Anlage zu diesem Staatsver-
trag aufgeführten Angebotsformen sind in Tele-
medien nicht zulässig.

§ 11e

Satzungen, Richtlinien, Berichtspflichten

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio erlassen jeweils Satzungen oder
Richtlinien zur näheren Durchführung ihres je-
weiligen Auftrags sowie für das Verfahren zur Er-
stellung von Angebotskonzepten und das Ver-
fahren für neue oder veränderte Telemedien. Die
Satzungen oder Richtlinien enthalten auch Rege-
lungen zur Sicherstellung der Unabhängigkeit der
Gremienentscheidungen. Die Satzungen oder
Richtlinien sind in den amtlichen Verkündungs-
blättern der Länder zu veröffentlichen.

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio veröffentlichen alle zwei Jahre,
erstmals am 1. Oktober 2004, einen Bericht über
die Erfüllung ihres jeweiligen Auftrages, über die
Qualität und Quantität der bestehenden Angebote
sowie die Schwerpunkte der jeweils geplanten An-
gebote.

§ 11f

Telemedienkonzepte 
sowie neue oder veränderte Telemedien

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio konkretisieren die inhaltliche
Ausrichtung ihrer Telemedien nach § 11d Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 und 4 jeweils in Telemedienkonzepten,
die Zielgruppe, Inhalt, Ausrichtung und Ver-
weildauer der geplanten Angebote näher beschrei-
ben.

(2) Die Beschreibung aller Telemedien muss eine
Nachprüfung des Finanzbedarfs durch die KEF
ermöglichen.

(3) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio legen in den Satzungen oder
Richtlinien übereinstimmende Kriterien fest, die
sie in jedem Einzelfall bei der Entscheidung der
Frage anzuwenden haben, in welchen Fällen ein
neues oder verändertes Telemedienangebot vor-
liegt, das nach dem nachstehenden Verfahren zu
prüfen ist. Ein verändertes Angebot liegt insbeson-
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dere vor, wenn die inhaltliche Gesamtausrichtung
des Angebots oder die angestrebte Zielgruppe ver-
ändert wird.

(4) Ist ein neues Angebot oder die Veränderung
eines bestehenden Angebots nach Absatz 1 ge-
plant, hat die Rundfunkanstalt gegenüber ihrem
zuständigen Gremium darzulegen, dass das ge-
plante, neue oder veränderte Angebot vom Auftrag
umfasst ist. Es sind Aussagen darüber zu treffen,

1. inwieweit das Angebot den demokratischen, so-
zialen und kulturellen Bedürfnissen der Gesell-
schaft entspricht,

2. in welchem Umfang durch das Angebot in qua-
litativer Hinsicht zum publizistischen Wettbe-
werb beigetragen wird und

3. welcher finanzielle Aufwand für das Angebot
erforderlich ist.

Dabei sind Quantität und Qualität der vorhande-
nen frei zugänglichen Angebote, die marktlichen
Auswirkungen des geplanten Angebots sowie des-
sen meinungsbildende Funktion angesichts bereits
vorhandener vergleichbarer Angebote, auch des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks, zu berücksich-
tigen. Darzulegen ist der voraussichtliche Zeit-
raum, innerhalb dessen das Angebot stattfinden
soll.

(5) Zu den Anforderungen des Absatzes 4 ist vor
Aufnahme eines neuen oder veränderten Angebots
durch das zuständige Gremium Dritten in geeigne-
ter Weise, insbesondere im Internet, Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. Die Gelegenheit zur
Stellungnahme besteht innerhalb einer Frist von
mindestens sechs Wochen nach Veröffentlichung
des Vorhabens. Das zuständige Gremium der
Rundfunkanstalt hat die eingegangenen Stellung-
nahmen zu prüfen. Das zuständige Gremium kann
zur Entscheidungsbildung gutachterliche Bera-
tung durch unabhängige Sachverständige auf Ko-
sten der jeweiligen Rundfunkanstalt in Auftrag
geben; zu den marktlichen Auswirkungen ist gut-
achterliche Beratung hinzuzuziehen. Der Name
des Gutachters ist bekanntzugeben. Der Gutach-
ter kann weitere Auskünfte und Stellungnahmen
einholen; ihm können Stellungnahmen unmittel-
bar übersandt werden.

(6) Die Entscheidung, ob die Aufnahme eines
neuen oder veränderten Angebots den Vorausset-
zungen des Absatzes 4 entspricht, bedarf der
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mit-
glieder, mindestens der Mehrheit der gesetzlichen
Mitglieder des zuständigen Gremiums. Die Ent-
scheidung ist zu begründen. In den Entschei-
dungsgründen muss unter Berücksichtigung der
eingegangenen Stellungnahmen und eingeholten
Gutachten dargelegt werden, ob das neue oder ver-
änderte Angebot vom Auftrag umfasst ist. Die je-
weilige Rundfunkanstalt hat das Ergebnis ihrer
Prüfung einschließlich der eingeholten Gutachten
unter Wahrung von Geschäftsgeheimnissen in
gleicher Weise wie die Veröffentlichung des Vorha-
bens bekannt zu machen.

(7) Der für die Rechtsaufsicht zuständigen

Behörde sind vor der Veröffentlichung alle für eine
rechtsaufsichtliche Prüfung notwendigen Aus-
künfte zu erteilen und Unterlagen zu übermitteln.
Nach Abschluss des Verfahrens nach Absatz 5 und 6
und nach Prüfung durch die für die Rechtsaufsicht
zuständige Behörde ist die Beschreibung des neu-
en oder veränderten Angebots in den amtlichen
Verkündungsblättern der betroffenen Länder zu
veröffentlichen.“

13. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nr. 4 wird der Punkt durch ein Kom-
ma ersetzt und folgende neue Nummer 5 ange-
fügt:

„5. die Anlage, Verzinsung und zweckbestimm-
te Verwendung der Überschüsse, die da-
durch entstehen, dass die jährlichen Ge-
samterträge der in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, des
ZDF oder des Deutschlandradios die Ge-
samtaufwendungen für die Erfüllung ihres
Auftrags übersteigen.“

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

„(4) Die KEF wird von den Rechnungshöfen
über die Ergebnisse der Prüfungen der in der
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, des ZDF und des Deutschlandradios
einschließlich deren Beteiligungsunternehmen
unterrichtet.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 5.

14. Es werden folgende neue §§ 16a bis e eingefügt:

„§ 16a

Kommerzielle Tätigkeiten

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio sind berechtigt, kommerzielle
Tätigkeiten auszuüben. Kommerzielle Tätigkeiten
sind Betätigungen, bei denen Leistungen auch für
Dritte im Wettbewerb angeboten werden, insbe-
sondere Werbung und Sponsoring, Verwertungs-
aktivitäten, Merchandising, Produktion für Dritte
und die Vermietung von Senderstandorten an
Dritte. Diese Tätigkeiten dürfen nur unter Markt-
bedingungen erbracht werden. Die kommerziellen
Tätigkeiten sind durch rechtlich selbständige
Tochtergesellschaften zu erbringen. Bei geringer
Marktrelevanz kann eine kommerzielle Tätigkeit
durch die Rundfunkanstalt selbst erbracht wer-
den; in diesem Fall ist eine getrennte Buchführung
vorzusehen. Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio haben sich bei den Beziehungen
zu ihren kommerziell tätigen Tochterunternehmen
marktkonform zu verhalten und die entsprechen-
den Bedingungen, wie bei einer kommerziellen Tä-
tigkeit, auch ihnen gegenüber einzuhalten.

(2) Die Tätigkeitsbereiche sind von den zustän-
digen Gremien der Rundfunkanstalten vor Auf-
nahme der Tätigkeit zu genehmigen. Die Prüfung
umfasst folgende Punkte:
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1. die Beschreibung der Tätigkeit nach Art und
Umfang, die die Einhaltung der marktkonfor-
men Bedingungen begründet (Marktkonfor-
mität) einschließlich eines Fremdvergleichs,

2. der Vergleich mit Angeboten privater Konkur-
renten,

3. Vorgaben für eine getrennte Buchführung und

4. Vorgaben für eine effiziente Kontrolle.

§ 16b

Beteiligung an Unternehmen

(1) An einem Unternehmen, das einen gewerbli-
chen oder sonstigen wirtschaftlichen Zweck zum
Gegenstand hat, dürfen sich die in der ARD zu-
sammengeschlossen Landesrundfunkanstalten,
das ZDF und das Deutschlandradio unmittelbar
oder mittelbar beteiligen, wenn

1. dies im sachlichen Zusammenhang mit ihren
gesetzlichen Aufgaben steht,

2. das Unternehmen die Rechtsform einer juristi-
schen Person besitzt und

3. die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag des
Unternehmens einen Aufsichtsrat oder ein ent-
sprechendes Organ vorsieht. 

Die Voraussetzungen nach Satz 1 müssen nicht er-
füllt sein, wenn die Beteiligung nur vorübergehend
eingegangen wird und unmittelbaren Programm-
zwecken dient.

(2) Bei Beteiligungsunternehmen haben sich die
Rundfunkanstalten in geeigneter Weise den nöti-
gen Einfluss auf die Geschäftsleitung des Unter-
nehmens, insbesondere eine angemessene Ver-
tretung im Aufsichtsgremium, zu sichern. Eine
Prüfung der Betätigung der Anstalten bei dem Un-
ternehmen unter Beachtung kaufmännischer
Grundsätze durch einen Wirtschaftsprüfer ist aus-
zubedingen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
juristische Personen des Privatrechts, die von den
Rundfunkanstalten gegründet werden und deren
Geschäftsanteile sich ausschließlich in ihrer Hand
befinden.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
Beteiligungen der Rundfunkanstalten an ge-
meinnützigen Rundfunkunternehmen und Pen-
sionskassen.

§ 16c

Kontrolle der Beteiligung an Unternehmen

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio haben ein effektives Control-
ling über ihre Beteiligungen nach § 16b einzurich-
ten. Der Intendant hat das jeweils zuständige Auf-

sichtsgremium der Rundfunkanstalt regelmäßig
über die wesentlichen Vorgänge in den Beteili-
gungsunternehmen, insbesondere über deren fi-
nanzielle Entwicklung, zu unterrichten.

(2) Der Intendant hat dem jeweils zuständigen
Aufsichtsgremium jährlich einen Beteiligungsbe-
richt vorzulegen. Dieser Bericht schließt folgende
Bereiche ein:

1. die Darstellung sämtlicher unmittelbarer und
mittelbarer Beteiligungen und ihrer wirtschaft-
lichen Bedeutung für die Rundfunkanstalt,

2. die gesonderte Darstellung der Beteiligungen
mit kommerziellen Tätigkeiten und Nachweis
der Erfüllung der staatsvertraglichen Vorgaben
für kommerzielle Tätigkeiten und

3. die Darstellung der Kontrolle der Beteiligungen
einschließlich von Vorgängen mit besonderer
Bedeutung.

Der Bericht ist den jeweils zuständigen Rech-
nungshöfen und der rechtsaufsichtsführenden
Landesregierung zu übermitteln.

(3) Die für die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio zuständigen Rechnungshöfe
prüfen die Wirtschaftsführung bei solchen Unter-
nehmen des Privatrechts, an denen die Anstalten
unmittelbar, mittelbar, auch zusammen mit ande-
ren Anstalten oder Körperschaften des öffentli-
chen Rechts, mit Mehrheit beteiligt sind und deren
Gesellschaftsvertrag oder Satzung diese Prüfun-
gen durch die Rechnungshöfe vorsieht. Die Anstal-
ten sind verpflichtet, für die Aufnahme der erfor-
derlichen Regelungen in den Gesellschaftsvertrag
oder die Satzung des Unternehmens zu sorgen.

(4) Sind mehrere Rechnungshöfe für die Prü-
fung zuständig, können sie die Prüfung einem die-
ser Rechnungshöfe übertragen.

§ 16d

Kontrolle der kommerziellen Tätigkeiten

(1) Bei Mehrheitsbeteiligungen der in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstal-
ten, des ZDF, des Deutschlandradios oder bei Ge-
sellschaften, bei denen ein Prüfungsrecht der
zuständigen Rechnungshöfe besteht, sind die
Rundfunkanstalten zusätzlich zu den allgemein
bestehenden Prüfungsrechten der Rechnungshöfe
verpflichtet darauf hinzuwirken, dass die Beteili-
gungsunternehmen den jährlichen Abschlussprü-
fer nach § 319 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbu-
ches nur im Einvernehmen mit den zuständigen
Rechnungshöfen bestellen. Die Rundfunkanstal-
ten haben dafür Sorge zu tragen, dass das Beteili-
gungsunternehmen vom Abschlussprüfer im Rah-
men der Prüfung des Jahresabschlusses auch die
Marktkonformität seiner kommerziellen Tätigkei-
ten auf der Grundlage zusätzlicher von den jeweils
zuständigen Rechnungshöfen festzulegender Fra-
gestellungen prüfen lässt und den Abschlussprüfer
ermächtigt, das Ergebnis der Prüfung zusammen
mit dem Abschlussbericht den zuständigen Rech-
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nungshöfen mitzuteilen. Diese Fragestellungen
werden von dem für die Prüfung zuständigen
Rechnungshof festgelegt und umfassen insbeson-
dere den Nachweis der Einhaltung der staatsver-
traglichen Vorgaben für kommerzielle Aktivitä-
ten. Die Rundfunkanstalten sind verpflichtet, für
die Aufnahme der erforderlichen Regelungen in
den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung des Be-
teiligungsunternehmens zu sorgen. Die Wirt-
schaftsprüfer testieren den Jahresabschluss der
Beteiligungsunternehmen und berichten den zu-
ständigen Rechnungshöfen auch hinsichtlich der
in Satz 2 und 3 genannten Fragestellungen. Sie tei-
len das Ergebnis und den Abschlussbericht den zu-
ständigen Rechnungshöfen mit. Die zuständigen
Rechnungshöfe werten die Prüfung aus und kön-
nen in jedem Einzelfall selbst Prüfmaßnahmen bei
den betreffenden Beteiligungsunternehmen er-
greifen. Über festgestellte Verstöße gegen die Be-
stimmungen zur Marktkonformität unterrichten
die Rechnungshöfe die für die Rechtsaufsicht über
die jeweilige Rundfunkanstalt zuständige Stelle.
Die durch die ergänzenden Prüfungen zusätzlich
entstehenden Kosten tragen die jeweiligen Beteili-
gungsunternehmen.

(2) Die Rechungshöfe teilen das Ergebnis der
Prüfungen dem jeweiligen Intendanten, dem je-
weiligen Aufsichtsgremium der Rundfunkanstalt
und den Beteiligungsunternehmen mit. Über die
wesentlichen Ergebnisse unterrichten die Rech-
nungshöfe die Landesregierungen und die Landta-
ge der die Rundfunkanstalt tragenden Länder und
die unabhängige Kommission zur Überprüfung
und Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunk-
anstalten (KEF). Dabei achten sie darauf, dass die
Wettbewerbsfähigkeit der geprüften Beteili-
gungsunternehmen nicht beeinträchtigt wird und
insbesondere Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
gewahrt werden.

§ 16e

Haftung für kommerziell
tätige Beteiligungsunternehmen

Für kommerziell tätige Beteiligungsunterneh-
men dürfen die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio keine Haftung übernehmen.“

15. Der bisherige § 16a wird der neue § 16f.

16. § 19 wird gestrichen.

17. Der bisherige § 19a wird der neue § 19 und wie folgt
neu gefasst:

„§ 19

Versorgungsauftrag

Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio können ihrem gesetzlichen Auftrag
durch Nutzung geeigneter Übertragungswege
nachkommen. Bei der Auswahl des Übertragungs-
wegs sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit zu beachten. Die analoge Ver-

breitung bisher ausschließlich digital verbreiteter
Programme ist unzulässig.“

18. Es wird folgender neuer § 19a eingefügt:

„§ 19a

Veröffentlichung von Beanstandungen

Die zuständigen Aufsichtsgremien der in der
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, des ZDF und des Deutschlandradios
können vom Intendanten verlangen, dass er bei
Rechtsverstößen Beanstandungen der Gremien im
Programm veröffentlicht.“

19. Es wird folgender neuer § 20b eingefügt:

„§ 20b

Hörfunk im Internet

Wer Hörfunkprogramme ausschließlich im In-
ternet verbreitet, bedarf keiner Zulassung. Er hat
das Angebot der zuständigen Landesmedienan-
stalt anzuzeigen. Im Übrigen gilt § 20a entspre-
chend.“

20. In § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird nach der Verweisung
auf die „§§ 20a, 38 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 Nr. 1“ der
Halbsatz „sowie Anzeige der Veranstaltung von
Hörfunk im Internet nach § 20b Satz 2“ eingefügt.

21. § 39 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Die §§ 20, 20a, § 21 Abs. 1, § 24 und die §§ 35 bis
38 und 39a gelten auch für Teleshopping-
kanäle.“

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die neuen
Sätze 3 und 4.

22. In § 45 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Tele-
shoppingkanäle.“

23. In § 47 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Tele-
shoppingkanäle.“

24. § 49 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgende neue Nummer 13 einge-
fügt:

„13. entgegen § 20b Satz 1 und 2 Hörfunk-
programme ausschließlich im Internet
verbreitet und dies der zuständigen
Landesmedienanstalt nicht oder nicht
vollständig anzeigt,“.

bb) Die bisherigen Nummern 13 bis 23 werden
die neuen Nummern 14 bis 24.

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 8/2009200



b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 8 wird nach dem Wort „Pro-
gramm“ das Wort „und“ durch das Wort
„oder“ ersetzt.

bb) Nummer 11 wird wie folgt neu gefasst:

„11. entgegen § 52d Satz 1 Anbieter von
Programmen oder vergleichbaren
Telemedien durch die Ausgestaltung
der Entgelte oder Tarife unbillig be-
hindert oder gegenüber gleichartigen
Anbietern ohne sachlich gerechtfer-
tigten Grund unterschiedlich behan-
delt 

oder 

entgegen § 52d Satz 3 Entgelte oder
Tarife für Angebote nach § 52b Abs. 1
Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2 nicht oder
nicht vollständig offen legt,“.

25. § 51a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Mei-
nungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsviel-
falt“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach den Wörtern
„Vielfalt der Meinungen“ die Wörter „und An-
gebotsvielfalt“ eingefügt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Mei-
nungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsviel-
falt“ eingefügt.

d) In Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 werden nach dem
Wort „Meinungsvielfalt“ die Wörter „und An-
gebotsvielfalt“ eingefügt.

26. In § 51b Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Mei-
nungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsvielfalt“
eingefügt.

27. § 52b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden nach den
Wörtern „vergleichbare Telemedien“ die Wör-
ter „und Teleshoppingkanäle“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Nummer 2 werden nach dem Wort
„Meinungsvielfalt“ die Wörter „und Angebots-
vielfalt“ eingefügt.

28. In § 52c Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Mei-
nungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsvielfalt“
eingefügt.

29. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die neu-
en Absätze 2 und 3.

30. § 62 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Die §§ 11a bis d bleiben im Falle der Kündigung
einzelner Länder unberührt.“

Artikel 2

Änderung des ARD-Staatsvertrages

Der ARD-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zu-
letzt geändert durch den Neunten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 31. Juli bis 10. Oktober 2006,
wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) § 1 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 1 Fernsehprogramme“.

b) § 4 wird gestrichen.

2. § 1 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 1

Fernsehprogramme

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepu-
blik Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten veranstalten gemeinsam
Fernsehprogramme nach Maßgabe dieses Staats-
vertrages und des Rundfunkstaatsvertrages.

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten veranstalten gemeinsam das
Fernsehvollprogramm „Das Erste“.

(3) Das Recht jeder Rundfunkanstalt, daneben
Fernsehprogramme auch zusammen mit einzelnen
anderen Rundfunkanstalten zu gestalten und aus-
zustrahlen, bleibt unberührt.“

3. § 4 wird gestrichen.

Artikel 3

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zu-
letzt geändert durch den Zehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 19. Dezember 2007, wird wie
folgt geändert:

1. § 4 des Inhaltsverzeichnisses wird gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt:

„(1) Das ZDF veranstaltet Fernsehprogramme
nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des
Rundfunkstaatsvertrages.“

b) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die neuen
Absätze 2 und 3.

3. § 4 wird gestrichen.

4. In § 20 Abs. 3 wird die Verweisung auf „§ 19 des
Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Verweisung
auf „§ 11b des Rundfunkstaatsvertrages“ ersetzt.
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Artikel 4

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni
1993, zuletzt geändert durch den Zehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 19. Dezember 2007,
wird wie folgt geändert:

1. § 4 des Inhaltsverzeichnisses wird wie folgt neu ge-
fasst:

„§ 4 Programmerstellung, Verwertung“.

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Die Körperschaft veranstaltet folgende Hör-
funkprogramme mit den Schwerpunkten in den Be-
reichen Information, Bildung und Kultur:

1. das Programm „Deutschlandfunk“,

2. das Programm „Deutschlandradio Kultur“,

3. das in digitaler Technik verbreitete Programm
„DRadio Wissen“ nach Maßgabe des als Anlage
beigefügten Konzepts, insbesondere unter Rück-
griff auf die Möglichkeiten nach § 5 Abs. 2; die in
der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten kooperieren hierzu mit dem
Deutschlandradio,

4. ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunk-
programme mit Inhalten aus den in Nummern 1
bis 3 aufgeführten Programmen nach Maßgabe
eines nach § 11f des Rundfunkstaatsvertrages
durchgeführten Verfahrens.“

3. § 4 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 4

Programmerstellung, Verwertung

Die Körperschaft kann in Erfüllung ihrer Aufga-
ben zum Erwerb, zur Herstellung und zur wirt-
schaftlichen Verwertung von Hörfunkproduktionen
und der damit zusammenhängenden Rechte mit
Dritten zusammenarbeiten. Sie kann sich zu diesem
Zweck an Unternehmen beteiligen. Sie darf jedoch
Hörfunkproduktionen nicht in erster Linie zum
Zwecke der wirtschaftlichen Verwertung erwerben,
herstellen oder herstellen lassen.“

Artikel 5

Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. Au-
gust bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch den
Elften Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 12. Juni
2008, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden hinter den Wörtern „ihren Fi-
nanzbedarf“ die Wörter „zur Erfüllung des öf-
fentlichen Auftrages“ eingefügt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„(4) Übersteigen die Gesamterträge der in der
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, des ZDF oder des Deutschlandradios
die Gesamtaufwendungen für die Erfüllung ihres
Auftrages, sind diese Beträge verzinslich anzule-
gen und bei zehn vom Hundert der jährlichen Ge-
bühreneinnahmen übersteigende Beträge als
Rücklage zu bilden.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 bis 5 werden gestrichen.

b) Es werden folgende neue Absätze 2 und 3 einge-
fügt:

„(2) Bei der Prüfung und Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs berücksichtigt die KEF sämtliche
Erträge der Rundfunkanstalten. Die Gesamter-
träge der Rundfunkanstalten aus Gebühren und
weiteren direkten oder indirekten Einnahmen
sollen die zur Erfüllung des öffentlichen Auftrags
notwendigen Ausgaben und Aufwendungen
decken. Überschüsse am Ende der Gebührenpe-
riode werden vom Finanzbedarf für die folgende
Gebührenperiode abgezogen. Die Übertragung
von Defiziten ist nicht zulässig.

(3) Die Prüfung, ob der Finanzbedarf im Ein-
klang mit den Grundsätzen von Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit ermittelt worden ist, um-
fasst auch, in welchem Umfang Rationalisie-
rungs- einschließlich Kooperationsmöglichkei-
ten genutzt werden, ob bei Beteiligungen ein
marktangemessener Rückfluss der Investitionen
stattfindet und inwieweit die Rundfunkanstalten
zunächst nicht verwendete Mittel für im Voraus
festgelegte Zwecke verwendet haben. Sie er-
streckt sich auch auf entgegen dem Grundsatz
wirtschaftlichen Handelns nicht erzielte Einnah-
men. Soweit die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF oder
das Deutschlandradio finanzwirksame Selbstver-
pflichtungen erklärt haben, sind diese Bestand-
teil des Ermittlungsverfahrens und zu beachten.
Bedarfsanmeldungen, die sich auf technische
oder programmliche Innovationen im Sinne von 
§ 14 Abs. 2 Nr. 2 des Rundfunkstaatsvertrages be-
ziehen, dürfen von der KEF nur anerkannt wer-
den, wenn sie Beschlüssen der zuständigen Gre-
mien der Rundfunkanstalten, soweit das jeweils
geltende Landesrecht solche Beschlussfassungen
vorsieht, entsprechen.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird der neue Absatz 4.

d) Es wird folgender neue Absatz 5 eingefügt:

„(5) Die Prüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs soll von der KEF grundsätzlich auf der
Basis von Ist-Zahlen vorgenommen werden. So-
weit der Ermittlung des Finanzbedarfs Planzah-
len oder Schätzwerte zugrunde liegen, werden
diese nachträglich zur Vermeidung einer Überfi-
nanzierung mit den Ist-Zahlen abgeglichen.“

e) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die neuen
Absätze 6 bis 8.
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f) Der bisherige Absatz 6 wird der neue Absatz 9
und die Verweisung auf „Absätze 1 und 5“ wird
durch die Verweisung auf „Absätze 1 bis 3 und 8“
ersetzt.

g) Der bisherige Absatz 7 wird der neue Absatz 10.

3. § 5a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Verweisung auf „§ 3 Abs. 5“
durch die Verweisung auf „§ 3 Abs. 8“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Verweisung auf „§ 19 des
Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Verweisung
auf „§ 11b des Rundfunkstaatsvertrages“ ersetzt.

Artikel 6

Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages

§ 1 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages vom 
31. August 1991, zuletzt geändert durch den Zehnten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 19. Dezember
2007, wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkdarbie-
tungen“ durch das Wort „Rundfunk“ ersetzt.

2. In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkdarbie-
tungen“ durch das Wort „Rundfunk“ ersetzt.

Artikel 7

Übergangsbestimmung, 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Die Anforderungen des § 11d des Rundfunk-
staatsvertrages gelten auch für alle bestehenden Ange-
bote, die über den 31. Mai 2009 hinaus fortgeführt wer-
den. Dieser Bestand ist in Telemedienkonzepten den
Ländern darzulegen. Für den Bestand gilt § 11f des
Rundfunkstaatsvertrages entsprechend. Das Verfah-
ren entsprechend § 11f des Rundfunkstaatsvertrages
ist bis zum 31. August 2010 abzuschließen. Bis zum Ab-
schluss des Verfahrens ist die Fortführung bestehender
Angebote zulässig. Entsprechendes gilt für Angebote
nach § 11c Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Nr. 4 des Rund-
funkstaatsvertrages.

(2) Teleshoppingkanäle, die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Staatsvertrages verbreitet werden,
gelten für die Dauer von zehn Jahren als zugelassen.
Der Betrieb ist der zuständigen Landesmedienanstalt
anzuzeigen. Zuständig ist die Landesmedienanstalt
des Landes, in der der Veranstalter seinen Sitz hat. Im
Übrigen gelten die §§ 20a und 38 des Rundfunkstaats-
vertrages entsprechend.

(3) Für die Kündigung der in Artikel 1 bis 6 geän-
derten Staatsverträge sind die in diesen vorgesehenen
Kündigungsvorschriften maßgebend.

(4) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juni 2009 in
Kraft. Sind bis zum 31. Mai 2009 nicht alle Ratifikati-
onsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der
Staatsvertrag gegenstandslos.

(5) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-

präsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterle-
gung der Ratifikationsurkunden mit.

(6) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des
Rundfunkstaatsvertrages, des ARD-Staatsvertrages,
des ZDF-Staatsvertrages, des Deutschlandradio-
Staatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrages und des Rundfunkgebührenstaatsvertrages
in der Fassung, die sich aus den Artikeln 1 bis 6 ergibt,
mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg
Berlin, den 18. Dezember 2008     

Günther H.  O e t t i n g e r

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 18. Dezember 2008

Horst  S e e h o f e r

Für das Land Berlin
Berlin, den 18. Dezember 2008

Klaus  W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg
Berlin, den 18. Dezember 2008

Matthias  P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 18. Dezember 2008

Jens  B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 18. Dezember 2008

Ole von  B e u s t

Für das Land Hessen
Berlin, den 18. Dezember 2008

Roland  K o c h

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 18. Dezember 2008

Erwin  S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 18. Dezember 2008

Christian  W u l f f

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 18. Dezember 2008

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 18. Dezember 2008

Kurt  B e c k

Für das Saarland
Berlin, den 18. Dezember 2008

Peter  M ü l l e r
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Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 18. Dezember 2008

Stanislaw  T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 18. Dezember 2008

Prof. Dr. Wolfgang  B ö h m e r

Für das Land Schleswig-Holstein
Berlin, den 18. Dezember 2008

Peter Harry  C a r s t e n s e n

Für den Freistaat Thüringen
Berlin, den 18. Dezember 2008

Dieter  A l t h a u s
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Auf Grund des Art. 12 Abs. 4 Satz 2 des Bayerischen
Katastrophenschutzgesetzes (BayKSG) vom 24. Juli
1996 (GVBl S. 282, BayRS 215–4–1–I), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 6. Mai 2008 (GVBl S. 160), erlässt das
Bayerische Staatsministerium des Innern im Einver-
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium der
Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

§ 1 der Verordnung über die Beiträge zum Fonds zur
Förderung des Katastrophenschutzes (Katastrophen-
schutzfondsverordnung – KfV) vom 2. März 1997
(GVBl S. 51, BayRS 215–4–1–1–I), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 19. Mai 2008 (GVBl S. 329), er-
hält folgende Fassung:

„§ 1

Die Beiträge zum Katastrophenschutzfonds werden
wie folgt festgesetzt:

Für die Jahre 2009 und 2010 auf

1. je 1 620 000 € für den Freistaat Bayern,

2. je 810 000 € für die Landkreise und kreisfreien Ge-
meinden zusammen.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2009 in Kraft.

München, den 21. April 2009

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim  H e r r m a n n ,  Staatsminister

215–4–1–1–I

Zehnte Verordnung
zur Änderung der

Katastrophenschutzfondsverordnung

Vom 21. April 2009
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Auf Grund von

1. Art. 6 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 2, Art. 81 Abs. 6
Satz 2, Art. 86 Abs. 2 Satz 3, Art. 92 Abs. 2 Satz 1
Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes
(BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, BayRS
2030–1–1–F), 

2. Art. 18 Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen Besoldungsge-
setzes (BayBesG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. August 2001 (GVBl S. 458, BayRS
2032–1–1–F), zuletzt geändert durch Art. 11 des Ge-
setzes vom 14. April 2009 (GVBl S. 86), 

3. Art. 26 Sätze 2 und 3 des Bayerischen Gesetzes über
die Reisekostenvergütung der Beamten und Richter
(Bayerisches Reisekostengesetz   BayRKG) vom 
24. April 2001 (GVBl S. 133, BayRS 2032–4–1–F),
zuletzt geändert durch Art. 11 des Gesetzes vom
26. Juli 2005 (GVBl S. 287),

4. § 72 Satz 2 der Verordnung über die Laufbahnen der
bayerischen Beamtinnen und Beamten (Laufbahn-
verordnung   LbV) vom 1. April 2009 (GVBl S. 51,
BayRS 2030–2–1–2–F) 

erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finan-
zen folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über beamten-, richter-, besol-
dungs- und reisekostenrechtliche Zuständigkeiten im
Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums
der Finanzen (ZustV – FM) vom 19. April 1996 (GVBl 
S. 157, BayRS 2030–3–5–2–F), zuletzt geändert durch 
§ 4 der Verordnung vom 5. September 2006 (GVBl 
S. 305, ber. S. 786), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Absatzbezeichnung entfällt.

bb) In Satz 1 werden die Worte „Art. 40 Abs. 1 
Nr. 6 Halbsatz 1, Art. 68 Abs. 1 Satz 1, Art. 73
Abs. 6 Satz 1, Art. 78 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3
Satz 1, Art. 79 Satz 2 und Art. 80e Abs. 2 Satz
1 Halbsatz 1“ durch die Worte „Art. 6 Abs. 4
Satz 1 und Abs. 5 Satz 1, Art. 81 Abs. 6 Satz 1,
Art. 86 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 und
Art. 92 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

2. § 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die nach § 6 Abs. 2 Satz 6 und Abs. 3 Satz 2, § 12
Abs. 3 Satz 4, § 17 Abs. 2, § 36 Abs. 2 Satz 2, § 37 
Abs. 2 und 3 Satz 1, § 40 Abs. 2 und 3 Satz 1, § 41 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 3, § 44 Abs. 2 und 3 
Satz 1, § 45 Abs. 1 und 3 Satz 3, § 46 Abs. 3, § 49 Abs. 2
Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 sowie § 69 Abs. 2 Satz 3 LbV
der obersten Dienstbehörde zustehenden Befugnis-
se werden auf die in § 1 Abs. 1 genannten Behörden
übertragen, soweit sie für die Ernennung zuständig
sind.

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird das Wort „BBesG“ durch die Wor-
te „des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. Dezember 1997 (BGBl I
S. 3108),“ durch die Worte „in der am 31. August
2006 geltenden Fassung“ ersetzt.

c) In Abs. 3 und 4 wird jeweils das Wort „BBesG“
durch die Worte „des Bundesbesoldungsgesetzes
in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ er-
setzt.

4. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10

Abrechnung von Reisekostenvergütungen

Die Zuständigkeit für die Abrechnung von Reise-
kostenvergütungen (Art. 26 Satz 1 BayRKG) wird
dem Landesamt für Finanzen für die Beschäftigten
des Staatsministeriums der Finanzen und dessen
nachgeordneten Behörden mit Ausnahme der Be-
schäftigten der Staatlichen Lotterieverwaltung
übertragen.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2009 in Kraft.

München, den 4. Mai 2009

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Georg   F a h r e n s c h o n ,  Staatsminister

2030–3–5–2–F

Verordnung
zur Änderung der 

Verordnung über beamten-, richter-, besoldungs-
und reisekostenrechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich

des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

Vom 4. Mai 2009
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